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ERBUNGSKOSTENABZUG VON STUDIENKOSTEN

ine neue Chance
rneut stehen die Berufsausbildungskosten im Fokus 
er Steuerrechtsprechung.
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m 17. Juli 2014 (veröffent-
licht am 5. November) hat der 

undesfinanzhof (BFH) dem Bun-
esverfassungsgericht (BVerFG) 
ie Frage vorgelegt, „ob es mit dem 
rundgesetz vereinbar ist, dass 
ach § 9 Abs. 6 des Einkommen-
teuergesetzes (EStG) Aufwendun-
en des Steuerpflichtigen für seine 
rstmalige Berufsausbildung oder 
ür ein Erststudium, das zugleich 
ine Erstausbildung vermittelt, kei-
e Werbungskosten sind, wenn die-
e Berufsausbildung oder dieses 
rststudium nicht im Rahmen eines 
ienstverhältnisses stattfindet“ 

BFH, Az.: VI R 2/12; VI R 8/12).
Nach diversen Gesetzesänderun-

en schien es eigentlich so, 
ls ob der neue § 9 Abs. 6 
m EStG eine Lücke ge-
chlossen hätte und Berufs-
usbildungskosten (= Studi-
nkosten), die im Rahmen 
er beruflichen Erstausbil-
ung entstehen, nicht mehr abzugs-
ähig sind. § 9 Abs. 6 EStG wurde 
m 7. Dezember 2011 eingeführt 
nd gilt rückwirkend ab dem Jahr 
004. Danach können Kosten, die 
m Rahmen des Erststudiums ent-
tanden, nur noch als „Sonderaus-
aben“ berücksichtigt werden. 
ierdurch können die Kosten nur 
och im Jahr der Entstehung mit 
aufenden Einkünften verrechnet 
erden. Im Unterschied zu den 
onderausgaben sind Werbungs-
osten und dadurch entstandene 
erluste ein Jahr rückwirkend (Ver-

ustrücktrag) und unbegrenzt vor-
ragsfähig. Vortragsfähig meint, 
ass jährliche Verluste festgestellt 
erden (via Einkommensteuerer-
lärung) und diese in das nächste 
eranlagungsjahr vorgetragen wer-
en. Im Laufe eines Studiums ent-
tandene, jährliche Verluste werden 
ann im ersten Jahr, in dem ein Ein-
ommen die Werbungskosten über-
teigt, mit dem verbleibenden Ein-

Ärz
 alle
an 
kommen verrechnet. Verluste kön-
nen dabei etwa durch Studienge-
bühren, Fahrtkosten oder doppelte 
Haushaltsführungen entstehen.

Mit Einführung des § 9 Abs. 6 
EStG sollte verhindert werden, dass 
die für ein Erststudium entstehen-
den Kosten im Wege von Verlust-
vorträgen mit späteren Einkünften 
verrechnet werden. Darüber hinaus 
schloss der Gesetzgeber mit Ein-
führung des § 9 Abs. 6 EStG die 
Möglichkeit einer nachträglichen 
Verlustfeststellung bis 2004 aus.

Der BFH hat in sechs Fällen die 
Verfassungsmäßigkeit des § 9 Abs. 
6 EStG angezweifelt. In allen Fäl-
len ging es darum, dass Steuer-

pflichtige ihre berufliche Erstaus-
bildung im Rahmen von Studien-
gängen absolviert hatten und im 
Anschluss an das Studium auf die-
ser Grundlage beruflich tätig wa-
ren. Im Rahmen ihrer Studien tru-
gen die Kläger hohe, mit dem Stu-
dium im Zusammenhang stehende 
Kosten. Diese machten die Kläger 
als Werbungskosten geltend.

Nach Auffassung des BFH sind 
„Aufwendungen für die Ausbildung 
zu einem Beruf als notwendige Vo-
raussetzung für eine nachfolgende 
Berufstätigkeit beruflich veranlasst 
und demgemäß auch als Werbungs-
kosten einkommensteuerrechtlich 
zu berücksichtigen“. Der Aus-
schluss des Werbungskostenabzugs 
verstoße gegen das aus Art. 3 Abs. 
1 Grundgesetz abgeleitete verfas-
sungsrechtliche Gebot der Besteue-
rung nach der finanziellen Leis-
tungsfähigkeit und sei auch nicht 
mit Vereinfachung und Typisierung 
zu rechtfertigen (BFH, Az.: VI R 

che Berufsanfänger sollt
ffenen Jahre ihre studien
s Finanzamt übermitteln
/12; VI R 8/12). Berufsausbil-
ungskosten seien auch keine „be-
iebige“ Einkommensverwendung, 
ondern gehörten zum „zwangsläu-
igen und pflichtbestimmten Auf-
and, der nach ständiger Recht-

prechung des BVerfG nicht zur be-
iebigen Disposition des Gesetzge-
ers stehe“. Die durch das Erststu-
ium entstandenen Kosten dienten 
er Existenzsicherung und seien so-
it einkommensteuerlich zu be-

ücksichtigen. Ein Sonderausga-
enabzug könne dies nicht leisten, 
a Studenten typischerweise keine 
inkünfte erzielen.
Ärztliche Berufsanfänger sollten 

eshalb für alle offenen Jahre – das 
eißt für alle Jahre, für die ein Steu-
rbescheid noch mit Einspruch an-
efochten werden kann und für die 
ine Einkommensteuererklärung 
och abgegeben werden kann – ihre 
tudienbedingten Kosten im Rah-
en einer Einkommens-(Verlust-

eststellungs-)erklärung an das Fi-
anzamt übermitteln. Bei der zu er-

wartenden Ablehnung 
muss ein Einspruch ge-
gen diesen Steuerbe-
scheid erfolgen mit Ver-
weis auf die genannten 
Verfahren und dem An-
trag auf ein ruhendes Ver-

ahren bis zur endgültigen Ent-
cheidung des BVerFG. Nur auf 
iese Art können Werbungskosten 
ür eine spätere Verwendung im 
ahmen von Verlustvorträgen „ge-

ichert“ werden. Die Chancen da-
ür, dass sich das BVerFG dem 
FH anschließt, sind nach den po-

itiven Entscheidungen für die 
teuerpflichtigen in der Vergangen-
eit (Arbeitszimmer-Urteil, Urteil 
ur Fahrtkostenpauschale) nicht ge-
ing. Eine zeitnahe und gute Doku-
entation der Studienkosten hat 

ich meist für die Betroffenen ge-
ohnt. Der Gesetzgeber dürfte der-
eil erneut versuchen, Studienkos-

en durch neue Gesetze vom Wer-
ungskostenabzug auszuschließen. 
lle, die nicht bis zu diesem Zeit-
unkt in das Verfahren mit einge-
tiegen sind, werden ihre Kosten 
icht mehr nachträglich geltend 
achen können. ▄
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